
Die Straßenbauverwaltung arbeitet am Limit

B
is 2030 kann das Land Baden-Würt-
temberg 140 Projekte bei den Bun-
desfernstraßen planen, bauen und

erneuern. Denn mit dem im vergangenen
Jahr vom Bundestag verabschiedeten Bun-
desverkehrswegeplan sind für Straßenbau-
projekte des sogenannten vordringlichen
Bedarfs 9,5 Milliarden Euro für den Süd-
westen vorgesehen: Das sind 13,5 Prozent
aller bundesweit ausgeschütteten Mittel –
womit das Land relativ „gut bedient“ wor-
den sei, sagen Experten.

Landesverkehrsminister Winfried Her-
mann (Grüne) hat am Dienstagabend rund 
300 Bürgermeistern, Landräten sowie Mi-

nisterialbeamten bei einer Straßenbau-
konferenz im Haus der Wirtschaft auf ein 
besonderes Problem und seine Lösung hin-
gewiesen: „Wir können nicht 140 Projekte
mit der gleichen Kraft gleichzeitig voran-
treiben. Wir müssen fragen, womit wir an-
fangen und in welcher Reihenfolge wir wei-
termachen wollen.“ Denn immer noch
arbeite die Landesstraßenbauverwaltung
Bauprojekte des Bedarfsplans von 2004 ab,
und auch mit einer verbesserten Personal-
und Finanzausstattung könne das neue,
„insgesamt sehr hohe Projektvolumen nur
sukzessive“ abgearbeitet werden. Her-
mann sieht deshalb selbst die Wirtschaft 

unter Druck: Auch die Bauindustrie und die
Ingenieurbüros müssten ihre Kapazitäten
anpassen – und zwar nach oben. 

Derzeit werde von den Bauverwaltun-
gen 46 Neu- und Ausbaumaßnahmen im
Wert von 4,3 Milliarden Euro geplant, sagte
Hermann. Damit seien die Kapazitäten der
Regierungspräsidien ausgelastet. In einer
zweiten Stufe soll in den nächsten Monaten
eine „Priorisierung“ im Straßenbau erfol-
gen und in ein Umsetzungskonzept mün-
den. Im Klartext: Es soll festgelegt werden,
wann mit weiteren 67 Projekten mit Kos-
ten von mehr als drei Milliarden Euro „in
den nächsten Jahren“ begonnen werden
soll. Der Rest der Investitionssumme muss
später folgen. Bis zum Herbst soll das Kon-
zept mit der Priorisierung stehen. 

Einige Bürgermeister befragten den Mi-
nister nach Problemen in ihren Kommu-

nen mit Engpässen oder fehlenden Orts-
umfahrungen. Einer sagte, es sei gut, wenn
man langfristig Ordnung in das System der
Straßenbauplanung bringen wolle, aber 
Klagen und der Widerstand von Grund-
stücksbesitzern könne jede Prioritätenliste
wieder zunichte machen. Es wäre daher 
gut, baureife Projekte „in der Schublade“ zu
haben. Vertreter von Naturschutzverbän-
den beklagten Ausbaupläne an der B 10, die
den Feinstaub am Neckartor sicher nicht
mindern werden, sowie die avisierte Nord-
ostumfahrung Stuttgarts. Hermann erwi-
derte, den Ausbau der B 10 wolle allein der
Bund. Der 40 Kilometer lange mögliche
Nordostring sei im Bundesverkehrswege-
plan im Übrigen nicht enthalten, es sei nur
der Ausbau der B 29 auf elf Kilometern im
„weiteren Bedarf mit Planungsrecht“ – also
minderer Dringlichkeit – erwähnt.

Verkehr Landesverkehrsminister Hermann plant eine Prüfung 
der Prioritäten für die Bundesfernstraßen. Von Christoph Link

Justizminister

Wolf und seine 

Frau trennen sich
Baden-Württembergs Justizminister Gui-
do Wolf (CDU) und seine Ehefrau Barbara
haben sich nach 27 Jahren Ehe getrennt.
Das kinderlose Paar sei einvernehmlich 
und in Freundschaft auseinandergegan-
gen, wie das Justizministerium am Mitt-
woch bestätigte. Wolf (55) und seine Frau 
(49) lebten schon lange an unterschiedli-
chen Orten. Der Minister, der 2016 Spit-
zenkandidat seiner Partei für die Landtags-
wahl war, wohnt in Tuttlingen, wo er lange
Landrat war. Die Floristenmeisterin führt
seit 1999 in Ravensburg ein Geschäft, in
dem es Blumen, Möbel und Wohnacces-
soires gibt – und dem ein Café angeschlos-
sen ist. Sie hatte Wolf als Teenager in der
katholischen Jugend kennengelernt. Wolf 
war Chorleiter, sie sang im Chor. lsw

Die Altersvorsorge 
wird zum Ärgernis

D
ie Diskussion um die Altersversor-
gung der Landtagsabgeordneten
hat Brigitte Decker (Name geän-

dert) mit besonderem Interesse verfolgt.
Als Angestellte in einem Landesministe-
rium beobachtet sie nicht nur die Landes-
politik, sondern ist von der Thematik auch
persönlich betroffen. Private Vorsorge
lohnt sich nicht mehr, deswegen wollten 
die Parlamentarier wieder zur Staatspen-
sion zurückkehren können – diesen
Wunsch konnte Decker gut verstehen. Die
Begründung des Grünen-Mannes Ulrich
Sckerl umschrieb ziemlich präzise, was sie
gerade selbst erlebt: „Mit privaten Vorsor-
geverträgen werden Versicherungen gefüt-
tert, aber keine auskömmlichen Altersver-
sorgungen hergestellt.“

Normale Angestellte können von einem
Umstieg zur Pension indes nur träumen.
Sie haben wenig Möglichkeiten, auf immer 
schlechter werdende Konditionen zu re-
agieren. Wer wie Decker dagegen aufbe-
gehrt, muss einen längeren und mühsamen
Kampf führen – und am Ende
oft doch kapitulieren. In
ihrem Fall ging es um eine pri-
vate Zusatzversorgung via
Riester-Rente, für die sie vor
vielen Jahren angesichts des
Abwärtstrends bei der gesetz-
lichen Rente einen Vertrag ab-
geschlossen hatte. Ihre Wahl fiel auf die
Versorgungsanstalt des Bundes und der
Länder (VBL) mit Sitz in Karlsruhe, eine 
Anstalt des öffentlichen Rechts, in deren
Gremien auch die Stuttgarter Landesregie-
rung vertreten ist (siehe Infokasten). Bei
Renteneintritt sollten ihr aus dem Vertrag 
(„VBL extra 01“) einst knapp 250 Euro mo-
natlich zufließen.

Doch Ende 2016 bekamen Decker und
etliche Kollegen unerfreuliche Post aus
Karlsruhe. „Änderungen bei Ihrer freiwilli-
gen Versicherung . . .“ war der Brief aus dem
VBL-Kundenmanagement überschrieben.
Nach Eigenlob für das „attraktive Vorsor-
geprodukt“ ging es zur Sache: Bisher habe
man für die Verzinsung – 3,25 Prozent in 
der sogenannten Ansparphase, 5,25 Pro-
zent in der „Rentenbezugsphase“ – immer 
ausreichende Renditen erwirtschaften
können. Angesichts der andauernden 
Niedrigzinsphase und der steigenden Le-
benserwartung könne das Leistungsniveau
nun „nicht mehr vollumfänglich garan-
tiert“ werden. Für die Beiträge von Anfang
2017 an müsse man die Höhe der Versor-
gungspunkte, nach denen sich die künftige 
Leistung bemisst, daher senken – und zwar
um 25 Prozent. Damit sollte „eine dauer-
hafte Finanzierung“ des fraglichen Tarifs

„gelingen“. Falls das wider Erwarten doch 
nicht klappe, verblieb die VBL, sei auch
eine Kürzung von bereits erworbenen An-
sprüchen möglich.

Ihre Zusatzrente würde sich schon
durch die Senkung ab 2017 auf nur noch
knapp über 200 Euro reduzieren, bei weite-
ren Abstrichen sogar deutlich darunter, er-
rechnete Decker. Laut Vertrag sei wohl bei-
des möglich, doch die Werbesprüche der 
Karlsruher („Vertrauen ist die Grundlage,
wenn man jemandem sein Geld und seine
Zukunft anvertraut“) klangen für sie nun
im Nachhinein ziemlich hohl. Also wandte
sie sich an die Finanzaufsichtsbehörde Ba-
fin mit dem Appell, die „unglaublich dreiste
Absenkung“ nicht zu genehmigen. Es sei
nicht nachvollziehbar, dass die Leistungen
wegen der Niedrigzinsphase gleich um den
höchstmöglichen Satz von 25 Prozent re-
duziert werden sollten; nach ihren Berech-
nungen würde erheblich weniger ausrei-
chen. Auf die steigende Lebenserwartung
habe die Politik zudem mit einer Anhebung

des Rentenalters reagiert; erst
mit 67 würden dann auch die
Zahlungen der VBL fällig.

Doch die Bafin wies das An-
sinnen zurück. Man habe die
fragliche Änderung der Versi-
cherungsbedingungen inzwi-
schen genehmigt, schrieb sie

an Decker. Grundlage für den Eingriff in
bestehende Verträge sei „eine nachträglich
eingetretene, nicht unbedeutende Störung
des Äquivalenzverhältnisses zwischen Bei-
trag und Leistung“. Immerhin blieben be-
reits erworbene Ansprüche unangetastet – 
noch. Wie genau ihr Plazet begründet wird,
verrieten die Aufseher nicht; man sei ge-
setzlich zur Verschwiegenheit verpflichtet.

Gegenüber unserer Zeitung gab ein
VBL-Sprecher genauer Auskunft. „Wir ha-
ben der Niedrigzinsphase lange getrotzt“,
bekundete er. Nun aber sei man es den Ver-
sicherten schuldig, sich „auch für die Zu-
kunft solide aufzustellen und ihnen nur
diejenigen Leistungen zu versprechen, die 
wir nach jetzigem Kenntnisstand erfüllen
können“. Seit der Einführung des fragli-
chen Tarifs 2002 habe sich der „Höchst-
rechnungszins“ von 3,25 auf nur noch 0,9
Prozent reduziert; die steigende Lebens-
erwartung werde durch den späteren Ren-
teneintritt zudem nicht kompensiert. Da
müsse man einfach gegensteuern, lautet
sinngemäß das Fazit. Anders als die VBL-
Pflichtversicherung, die überwiegend auf
einem Umlageverfahren basiere, sei die
freiwillige Zusatzversicherung kapitalge-
deckt – und leide damit stärker unter den
Problemen. Vereinzelt habe man Anfragen 

von betroffenen Kunden erhalten, deren
Anteil am Gesamtbestand aber gering sei.

Für Decker ist das kein Trost. Beistand
bekommt sie von dem Wiernsheimer Ma-
thematiker Friedmar Fischer, der die VBL
schon lange kritisch im Blick hat. Er sieht
einen „Vertrauensbruch“, weil immer der
Eindruck erweckt worden sei, es handele
sich um garantierte Leistungen; nach 15 
Jahren stelle sich nun heraus, dass dies nur
für 75 Prozent gelte. Ein weiteres „böses
Erwachen“ folge, wenn von der Riester-
Rente später noch Beiträge zur Kranken-
und Pflegeversicherung abgezogen wür-
den. Die Chancen einer Klage hält Fischer

freilich für gering – und Decker ebenso. Sie
überlegt nun, den Vertrag ruhen zu lassen 
und die eingesparten Beiträge lieber für an-
deres auszugeben.

Angebote der VBL werden nach einer
Auskunft der Landtagsverwaltung an die
CDU-Fraktion zwar von keinem Abgeord-
neten genutzt. Sie zahlten in die Renten-
versicherung, in eine kommunale Versor-
gungskasse oder in Versorgungswerke von
Berufsständen. Doch Decker findet es
durchaus heilsam, wenn Politiker bei allen
Appellen zur privaten Vorsorge am eigenen
Leib erleben, welche Tücken diese birgt. 
Die Frage ist nur, wie man darauf reagiert.

Rente Was eine Landesbedienstete erleben musste, die sich gegen 
massive Abstriche bei Leistungen gewehrt hat. Von Andreas Müller 

Ein Ruhestand ohne Geldsorgen – das wird immer schwieriger. Foto: dpa

„Wir haben der 
Niedrigzinsphase 
lange getrotzt. “
Ein Sprecher der 
Versorgungsanstalt VBL 

Rückzieher Der Landtag hat 
am Mittwoch einstimmig die 
umstrittene Neuregelung für 
die Altersversorgung für Ab-
geordnete aufgehoben. Damit 
machten die Parlamentarier 
auch den Weg frei für eine un-
abhängige Kommission, die 
Vorschläge für eine angemes-
sene Vorsorge machen soll. 
Das Gesetz war im Februar 
beschlossen worden und hat-

te eine Welle der Empörung 
ausgelöst. Es sah vor, dass alle 
Abgeordneten zwischen einer 
privaten Altersvorsorge und 
der lukrativeren Staatspension 
wählen können. 

Versicherer Die Versorgungs-
anstalt des Bundes und der 
Länder besteht in dieser Form 
seit 1951. Gegründet wurde sie 
einst, um die Renten der Be-

schäftigten im öffentlichen 
Dienst an die Pensionen der 
Beamten anzugleichen. Sitz 
der VBL mit etwa 900 Mit-
arbeitern ist Karlsruhe. Ihr 
Hauptpfeiler ist die tariflich 
vorgesehene Pflichtzusatzver-
sicherung, die überwiegend 
per Umlage finanziert wird. 
Dazu kommen Angebote für 
freiwillige kapitalgedeckte Zu-
satzversicherungen. mül

LANDTAG BESIEGELT RÜCKNAHME DER VORSORGE-REFORM 

D
er grün-schwarzen Regierung
droht ein Streit über den Biber.
Während das CDU-geführte Agrar-

ministerium vor einer Nagerplage warnt,
sieht man im Grünen-geführten Umwelt-
ministerium gar keine Veranlassung dazu,
den Biber auf die Liste der bejagbaren Tiere
zu setzen. „Da ist zu viel Pulverdampf in der
Luft“, sagte Naturschutz-Staatssekretär
Andre Baumann. Aufkommende Probleme 
könnten meist durch konsequentes Biber-
management für beide Seiten zufrieden-
stellend gelöst werden.

Agrarminister Peter Hauk (CDU) hatte
jüngst gewarnt: Der aus Bayern zugewan-
derte Nager breite sich im Südwesten „ex-
trem schnell“ aus, weil er sich „wahnsinnig 
schnell“ fortpflanze. Sein Bestand im Land
habe sich seit 2008 von 1000 auf 3500 Tiere
vervielfacht. Man müsse darüber nachden-
ken, Fallen zu stellen
und das Tier zu beja-
gen. Baumann plädiert
für den friedlicheren
Weg: „Die Forderung
nach einer Jagd auf Bi-
ber taugt für den
Stammtisch, aber damit werden ernst zu
nehmende Konflikte zwischen Mensch und
Biber nicht gelöst.“ Anders als vielleicht in
Bayern sei der Biber hierzulande noch weit
davon entfernt, ein Problem zu sein, hält 
Baumann Hauk entgegen. Schwierigkeiten 
mit Problembibern könnten am besten vor
Ort gelöst werden. Zudem nehme er wichti-
ge Funktionen in Ökosystemen ein, sei eine
sogenannte Schalterart. „Sie legen gleich-
sam den Schalter für einen anderen Was-
serhaushalt um.“ Biber seien wie Mitarbei-
ter bei Gewässerrenaturierungen.

2018 wollen beide Ministerien einen Be-
richt über Wildtiere vorlegen. Welche sind
bedroht und müssen geschützt werden?
Welche werden zur Plage und sollten bejagt
werden? Bei der Einstufung des Bibers sind
hitzige Diskussionen programmiert. Hauk 
ist insofern gebremst, als der einst in Ba-
den-Württemberg ausgerottete Biber dem
Naturschutz unterliegt. Und der ist beim
Umweltressort angesiedelt. Eigenmächtig
die Jagdfreigabe erteilen kann CDU-Mann
Hauk somit nicht. Der Minister hatte zum
Jahreswechsel auf „enorme Schäden“ in 
der Landwirtschaft hingewiesen. Durch die
wegen des Bibers angestauten Wassermas-
sen an vielen Flüssen würden Feldwege
unterspült sowie Äcker und private Grund-
stücke überschwemmt. Auch Dämme an 
Flüssen, etwa an der Donau, würden be-
schädigt. lsw

Umwelt Weil der Nager etliche 
Landwirte ärgert, möchte 
Agrarminister Hauk ihn bejagen.

Grün-Schwarz 
streitet über 
den Biber

Der Biber 
breitet sich 
extrem 
schnell aus. 
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